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1. Instanz

Aktenzeichen S 36 U 97/00
Datum 06.05.2002

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu
erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten, ob dem KlÃ¤ger vom 07. bis 14.11.1999 Verletztengeld
wegen der Folgen des anerkannten Arbeitsunfalls vom 30.10.1999 zu gewÃ¤hren
ist.

Der KlÃ¤ger ist selbstÃ¤ndiger Rechtsanwalt und als solcher bei der Beklagten
freiwillig seit 1989 unfallversichert, zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls mit einer
Versicherungssumme von DM 10.800,-. DarÃ¼ber hinaus bestand zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalls eine private Krankenversicherung des KlÃ¤gers bei der
Deutschen Krankenversicherungs AG mit einem Anspruch auf Geldleistungen ab
dem achten Tag der ArbeitsunfÃ¤higkeit in HÃ¶he von DM 300,- tÃ¤glich.

Am 30.10.1999 stÃ¼rzte der KlÃ¤ger mit dem Rad auf dem Weg zu einer Mandantin
und erlitt eine Schultereckgelenkssprengung Typ Tossy III, wurde mit dem
Rettungstransportwagen ins Allgemeine Krankenhaus A. gebracht, dort untersucht
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und zunÃ¤chst ambulant weiterbehandelt. Am 04.11.1999 wurde der KlÃ¤ger
stationÃ¤r zur Operation am selben Tag aufgenommen und am Folgetag, dem
05.11.1999, aus der stationÃ¤ren Behandlung wieder entlassen. ArbeitsunfÃ¤higkeit
wegen der Folgen des Unfalls wurde Ã¤rztlicherseits bescheinigt vom 02.11. bis
14.11.1999. Der KlÃ¤ger erklÃ¤rte, dass ArbeitsunfÃ¤higkeit vom Unfallzeitpunkt
bis zum 14.11.1999 bestanden habe, dass er in dieser Zeit nur nicht aufschiebbare
Angelegenheiten erledigt und am 15.11.1999 seine Arbeit wieder voll
aufgenommen habe.

Mit Bescheid vom 16.12.1999 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger zunÃ¤chst
Verletztengeld vom Beginn der stationÃ¤ren Behandlung am 04.11.1999 "bis zum
Ende der stationÃ¤ren Behandlung am 04.11.1999", mithin fÃ¼r einen Tag, in
HÃ¶he von DM 240,-.

Mit dem hiergegen erhobenen Widerspruch fÃ¼hrte der KlÃ¤ger aus, dass
Verletztengeld zumindest ab dem achten Tag der ArbeitsunfÃ¤higkeit gezahlt
werden mÃ¼sse, weil ab diesem Tag Anspruch auf Krankentagegeld im Rahmen
seiner privaten Krankenversicherung bestehe. Er bezog sich auf den â��
tatsÃ¤chlich nicht existenten â�� Â§ 43 Abs. 2 Satz 3 der Satzung der Beklagten
und meinte, dass eine Differenzierung zwischen gesetzlich und privat
Krankenversicherten nicht gewollt sein dÃ¼rfte, jedenfalls eine ungerechtfertigte
Ungleichbehandlung darstellen wÃ¼rde.

Mit Teilabhilfebescheid vom 27.01.2000 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger
Verletztengeld fÃ¼r den tatsÃ¤chlichen Zeitraum der Dauer der stationÃ¤ren
Behandlung vom 04. bis 05.11.1999, mithin fÃ¼r zwei Tage, in HÃ¶he von
insgesamt DM 480,-.

Unter dem selben Datum erging ein Widerspruchsbescheid, mit dem der
Widerspruch im Ã�brigen zurÃ¼ck gewiesen wurde. Zur BegrÃ¼ndung wurde
darauf hingewiesen, dass der Gesetzgeber mit Â§ 46 Abs. 2 Satz 2 des Siebten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) die UnfallversicherungstrÃ¤ger ausdrÃ¼cklich
zur EinfÃ¼hrung einer Karenzzeit von bis zu 13 Wochen fÃ¼r privat
krankenversicherte Unternehmer legitimiert habe. Hiervon sei durch die
Selbstverwaltungsorgane der Beklagten durch EinfÃ¼hrung einer Karenzzeit von 21
Tagen in geringem MaÃ�e Gebrauch gemacht worden. Die Ausnahmeregelung in Â§
45 Abs. 2 Satz 4 der Satzung der Beklagten beziehe sich nur auf Versicherte, die bei
einer Krankenkasse mit Anspruch auf Krankengeld versichert seien, nicht jedoch auf
privat Krankenversicherte. Gerade durch die vom KlÃ¤ger selbst gewÃ¤hlte Form
des Schutzes der privaten Krankenversicherung habe er sich dem System der
gesetzlich geregelten sozialen Sicherung wesentlich entzogen. Dem werde durch
die Satzungsregelung Rechnung getragen. Im Ã�brigen gelte eine Karenzzeit von 21
Tagen auch fÃ¼r gesetzlich Versicherte, wenn kein Anspruch auf Krankengeld
versichert sei.

Mit der hiergegen gerichteten Klage rÃ¼gt der KlÃ¤ger weiterhin einen VerstoÃ�
gegen den allgemeinen Gleichheitssatz. Ein sachlicher Grund fÃ¼r die
Ungleichbehandlung gesetzlich und privat Krankenversicherter sei nicht ersichtlich.
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Im Ã�brigen Ã¤uÃ�ert der KlÃ¤ger die Ansicht, dass die Beklagte bei EinfÃ¼hrung
der Karenztageregelung auf diese Schlechterstellung ausdrÃ¼cklich hÃ¤tte
hinweisen mÃ¼ssen, weil bei Abschluss der freiwilligen Versicherung im Jahr 1989
eine solche Regelung nicht bestanden habe, und behauptet, dass die Beklagte dies
nicht in ausreichender Form getan habe.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 16.12.1999 in der Fassung des
Teilabhilfebescheids vom 27.01.2000 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
27.01.2000 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, ihm Verletztengeld in
HÃ¶he von kalendertÃ¤glich EUR 122,71 (entsprechend DM 240,00) auch fÃ¼r den
Zeitraum vom 07.11.1999 bis zum 14.11.1999 zu zahlen, insgesamt mithin EUR
981,68 (entsprechend DM 1.920,00).

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie nimmt im wesentlichen Bezug auf die BegrÃ¼ndung der angefochtenen
Bescheide und weist ergÃ¤nzend darauf hin, dass es zwar richtig sei, dass die
Karenztageregelung erst mit Wirkung vom 01.01.1998 eingefÃ¼hrt wurde, dass sie
jedoch in der satzungsmÃ¤Ã�ig vorgesehenen und ausreichenden Form in ihrem
offiziellen Mitteilungsblatt, im Sicherheitsreport â�� Ausgabe 4/1997 â��, auf die
bevorstehende SatzungsÃ¤nderung hingewiesen habe.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug
genommen auf die Sitzungsniederschrift vom 06.05.2002 sowie den weiteren Inhalt
der Gerichts- und der Verwaltungsakte der Beklagten, der Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist statthaft (vgl. Â§ 54 Abs. 1, 2 und 4 des Sozialgerichtsgesetzes â��
SGG -). Auch die Ã¼brigen ZulÃ¤ssigkeitsvoraussetzungen liegen vor.

Die Klage ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Die angefochtenen Bescheide sind
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen den KlÃ¤ger daher nicht in seinen Rechten. Der
KlÃ¤ger hat keinen Anspruch gegen die Beklagte auf GewÃ¤hrung von
Verletztengeld wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 30.10.1999 auch fÃ¼r den
Zeitraum vom 07.11.1999 bis zum 14.11.1999. Ein solcher Anspruch ist nach Â§ 46
Abs. 2 SÃ¤tze 1 und 2 SGB VII i.V.m. Â§ 45 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 der Satzung der
Beklagten in der Neufassung 1998 ausgeschlossen. Auch im Wege eines
sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs lÃ¤sst sich ein solcher Anspruch nicht
begrÃ¼nden.

Nach Â§ 46 Abs. 1 SGB VII wird Verletztengeld von dem Tag an gezahlt, ab dem die
ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¤rztlich festgestellt wird, oder mit dem Tag des Beginns einer
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HeilbehandlungsmaÃ�nahme, die den Versicherten an der AusÃ¼bung einer
ganztÃ¤gigen ErwerbstÃ¤tigkeit hindert.

Die Satzung kann bestimmen, dass fÃ¼r Unternehmer, ihre Ehegatten oder ihre
Lebenspartner und fÃ¼r den Unternehmer nach Â§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Gleichgestellte
Verletztengeld lÃ¤ngstens fÃ¼r die Dauer der ersten 13 Wochen nach dem sich aus
Abs. 1 ergebenden Zeitpunkt ganz oder teilweise nicht gezahlt wird (Â§ 46 Abs. 2
Satz 1 SGB VII). Dies gilt nicht fÃ¼r Versicherte, die bei einer Krankenkasse mit
Anspruch auf Krankengeld versichert sind (Â§ 46 Abs. 2 Satz 2 SGB VII).

Von dieser ErmÃ¤chtigung hat die Beklagte mit Schaffung des Â§ 45 Abs. 1 Satz 1,
wonach die nach Â§ 41 der Satzung freiwillig versicherten Personen Leistungen wie
die gesetzlich Versicherten nach dem Â§ 26 ff. SGB VII erhalten, soweit Abs. 2 nichts
anderes bestimmt, in Verbindung mit dem dortigen Absatz 2 Gebrauch gemacht.

Danach wird Verletztengeld fÃ¼r die Dauer der ersten drei Wochen nachdem sich
aus Satz 2 ergebenden Zeitpunkt nicht gezahlt. Die Frist nach Satz 1 beginnt am
Tag, ab dem die ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¤rztlich festgestellt wird, oder mit dem Tag
des Beginns einer HeilbehandlungsmaÃ�nahme, wenn sie an der AusÃ¼bung einer
ganztÃ¤gigen ErwerbstÃ¤tigkeit hindert. Abweichend hiervon wird Verletztengeld
fÃ¼r die Dauer der wegen eines Versicherungsfalls erforderlichen stationÃ¤ren
Behandlung in KrankenhÃ¤usern und Rehabilitationseinrichtungen gezahlt. Satz 1
gilt nicht fÃ¼r Versicherte, die bei einer Krankenkasse mit Anspruch auf
Krankengeld versichert sind.

Ausgehend von dieser Satzungsbestimmung hat die Beklagte zu Recht lediglich
fÃ¼r die beiden Tage der stationÃ¤ren Heilbehandlung Krankengeld gewÃ¤hrt, im
Ã�brigen jedoch nicht, weil der gesamte Zeitraum der ArbeitsunfÃ¤higkeit innerhalb
der ersten drei Wochen nach dem Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit lag.

Die Satzungsregelung ist auch weder formell noch materiell zu beanstanden.

Die Satzung in der Neufassung 1998 ist ordnungsgemÃ¤Ã� in der
Vertreterversammlung der Beklagten vom 25.06.1998 beschlossen, vom
Bundesversicherungsamt unter dem 27.08.1998 genehmigt worden und mit
Wirkung vom 15.10.1998 in Kraft getreten.

Materiell stimmt sie in vollem Umfang mit der ErmÃ¤chtigung in Â§ 46 Abs. 2 SGB
VII Ã¼berein, abgesehen davon, dass die Karenzzeit "lediglich" drei Wochen statt
der nach der ErmÃ¤chtigungsgrundlage mÃ¶glichen 13 Wochen betrÃ¤gt.

Auch die ErmÃ¤chtigungsgrundlage in Â§ 46 Abs. 2 SGB VII ist rechtmÃ¤Ã�ig,
verstÃ¶Ã�t insbesondere nicht gegen hÃ¶herrangiges Recht, wie der KlÃ¤ger unter
Hinweis auf einen mÃ¶glichen VerstoÃ� gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art. 3
Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) meint.

Ein VerstoÃ� gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz im Sinne einer
Ungleichbehandlung vergleichbarer Sachverhalte liegt dann nicht vor, wenn der
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Gesetzgeber "sachlich vertretbar" und "nicht sachfremd" diejenigen Sachverhalte
auswÃ¤hlt, an die er dieselben bzw. verschiedene Rechtsfolgen knÃ¼pft (vgl. Jarass
in: Jarass/Pieroth, GG, 4. Aufl. 1997, Art. 3 Rn. 11 m.N. aus der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts â�� BVerfG -). Auf keinen Fall verlangt Artikel 3 Abs. 1
GG, die zweckmÃ¤Ã�igste, vernÃ¼nftigste oder gerechteste LÃ¶sung zu wÃ¤hlen
(Jarass a.a.O., Art. 3 Rn. 11 m.N.). Als Differenzierungsgrund kommt jede
vernÃ¼nftige ErwÃ¤gung in Betracht, z.B. die PraktikabilitÃ¤t einer Regelung
(Jarass, a.a.O., Art. 3 Rn. 12 m.N.).

Dies hat der Gesetzgeber vorliegend beachtet. Ein sachlicher Grund fÃ¼r die
ErmÃ¤chtigung zur EinfÃ¼hrung einer Karenzzeit u.a. bei Unternehmern ist darin zu
sehen, dass deren Einkommen nicht im selben MaÃ�e von der eigenen
kÃ¶rperlichen Arbeit und Leistung abhÃ¤ngt so wie z. B. bei Arbeitern. Bei diesem
Personenkreis kommt es oft zunÃ¤chst zu keinen EinkommenseinbuÃ�en, u.a., weil
z.B. dringende MaÃ�nahmen vom Krankenbett aus mÃ¶glich sind (vgl. Bereiter-
Hahn/Mehrtens, Gesetzliche Unfallversicherung, Loseblattkommentar, Â§ 46 SGB VII
Rz. 8). Auch der KlÃ¤ger rÃ¤umt ein, wÃ¤hrend der Zeit der ArbeitsunfÃ¤higkeit
nicht aufschiebbare Angelegenheiten erledigt zu haben.

Ein sachlicher Grund fÃ¼r die Regelung in Â§ 46 Abs. 2 Satz 2 SGB VII, wonach eine
mÃ¶gliche Karenzzeit nicht fÃ¼r Versicherte gelten soll, die bei einer Krankenkasse
mit Anspruch auf Krankengeld versichert sind, liegt darin, dass ansonsten das
unvertretbare Ergebnis eintreten kÃ¶nnte, dass bei einer Allgemeinerkrankung ein
Anspruch des gesetzlich Versicherten auf Krankengeld bestÃ¼nde, bei einem
Versicherungsfall der gesetzlichen Unfallversicherung aber wegen der Regelung in 
Â§ 11 Abs. 4 des FÃ¼nften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V), wonach kein
Anspruch auf Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung besteht, wenn solche
als Folge einer Berufskrankheit oder eines Arbeitsunfalls im Sinne der gesetzlichen
Unfallversicherung zu erbringen sind, weder ein Anspruch auf Krankengeld noch auf
Verletztengeld. Diese Regelung des SGB V gilt nicht fÃ¼r nicht gesetzlich
Krankenversicherte.

Auch aufgrund eines sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs kann der KlÃ¤ger die
Zahlung von Verletztengeld vom 07. bis 14.11.1999 nicht verlangen. Ein derartiger
Anspruch steht ihm gegen die Beklagte nicht zu.

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) setzt der sozialrechtliche
Herstellungsanspruch voraus, dass der SozialleistungstrÃ¤ger eine gesetzliche oder
aus einem bestehenden SozialrechtsverhÃ¤ltnis folgende Verpflichtung objektiv
rechtswidrig verletzt hat, die ihm gerade gegenÃ¼ber dem Betroffenen oblag.
Diese Pflichtverletzung muss als nicht hinwegdenkbare Bedingung â�� zumindest
gleichwertig neben anderen Bedingungen â�� ursÃ¤chlich einen Nachteil fÃ¼r den
Betroffenen bewirkt haben. Die verletzte Pflicht muss gerade darauf gerichtet sein,
den Betroffenen vor den eingetretenen MaÃ�nahmen zu bewahren. Die Nachteile
mÃ¼ssen durch eine zulÃ¤ssige Amtshandlung beseitigt werden kÃ¶nnen (vgl. BSG,
Urteil v. 02.05.2001, Az.: B 2 U 19/00 R m.w.N.).

Vorliegend ist schon keine Pflichtverletzung erkennbar. Die Satzung in der
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Neufassung 1998 ist ordnungsgemÃ¤Ã� durch VerÃ¶ffentlichung in dem gemÃ¤Ã�
Â§ 53 der Satzung amtlichen Mitteilungsblatt der Beklagten, dem
"Sicherheitsreport" im letzten Quartal 1997 bekannt gemacht worden.

DarÃ¼ber hinaus kÃ¶nnen die Nachteile nicht durch eine zulÃ¤ssige Amtshandlung
beseitigt werden. Die begehrte Verletztengeldzahlung kÃ¶nnte nur durch einen
rechtswidrigen Verwaltungsakt erfolgen, weil die Leistungen gerade nach der
Satzung der Beklagten ausgeschlossen ist.

Der KlÃ¤ger kÃ¶nnte als durch eine mÃ¶gliche Pflichtverletzung entstandene Folge
allenfalls geltend machen, dass er im Falle der Kenntnisnahme von der
beabsichtigten SatzungsÃ¤nderung die freiwillige Versicherung gekÃ¼ndigt hÃ¤tte.
In diesem Falle hÃ¤tte er auch keinen Anspruch gegen die Beklagte auf Zahlung
von Verletztengeld gehabt. Die gegebenenfalls ersparten BeitrÃ¤ge zur freiwilligen
Versicherung kÃ¶nnten allenfalls als Schadensersatz im Wege der Amtshaftung
geltend gemacht werden, wobei es jedoch auch an einem Schaden schon fehlen
dÃ¼rfte. Den gezahlten BeitrÃ¤gen stand wÃ¤hrend des gesamten Zeitraums ein
Versicherungsschutz durch die Beklagte gegenÃ¼ber.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 04.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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